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«Wir wollen Klarheit darüber,
was da alles herumschwirrt»
Der Zürcher GPK-Präsident Beat Habegger erklärt, warum es eine Untersuchungskommission zum Datenskandal braucht

Der Skandal um die heiklen Daten
aus der Zürcher Justizdirektion, die
im Sex- und Drogenmilieu gelandet
sind, soll eingehend untersucht wer-
den.Dies hat amDonnerstag die Ge-
schäftsprüfungskommission des Zür-
cher Kantonsrats entschieden. Sie
beantragt die Einsetzung einer par-
lamentarischen Untersuchungskom-
mission (PUK), wie dies zuvor die
SVP, die FDP und die Grünliberalen
gefordert haben.

Die drei Parteien sind in der Ge-
schäftsprüfungskommission und im
Kantonsrat in der Mehrheit. Dort
wird das Begehren also voraussicht-
lich gutgeheissen, zumal sich in einer
gemeinsamen Medienmitteilung von
SVP und FDP auch die Mitte für
eine PUK ausspricht. Der Kantons-
rat Beat Habegger (FDP), Präsident
der Geschäftsprüfungskommission,
erklärt den Hintergrund.

Herr Habegger, eine PUK ist nur in den
gravierendsten Fällen vorgesehen. Kön-
nen Sie erklären, warum der Datenskan-
dal in Ihren Augen diese Tragweite hat?
Die Vorkommnisse, die bisher bekannt
sind, sind wirklich gravierend. Im Kan-
tonsrat herrscht bei vielen ein Unbe-
hagen, dass noch längst nicht alles auf
dem Tisch ist. Deshalb wollen wir das
stärksteMittel einsetzen,daswir haben,
um aufzuarbeiten, wie das geschehen
konnte. Auch mit Blick nach vorne: So
etwas darf sich nicht wiederholen.

Aber warum ist es gravierend? Was gab
denAusschlag,einePUKzubeantragen?
Dass man immer noch nicht in der Lage
ist, uns zu sagen, was für Daten über-
haupt betroffen sind. Es könnten nebst
solchen der Justizdirektion auch solche
aus anderen Direktionen sein – erst am
Montag habenwir ja erfahren,dass auch
DatenderKantonspolizei indie falschen
Händegerieten.WirwollenKlarheit dar-
über, was da alles herumschwirrt.

Wozu könnten diese Daten im schlimms-
ten Fall missbraucht werden?
Darüber will ich nicht spekulieren.
Aber ganz unabhängig davon, was da-
mit angestellt wird, sind es offenbar
sehr schützenswerte Daten, auch aus
sehr privaten Bereichen. Etwa psych-
iatrische Gutachten.

Gab es in der Kommission laute Gegen-
stimmen, die keine PUK wollten?
Manche Mitglieder waren der Meinung,
der Zeitpunkt sei verfrüht, man müsse
erst weitere Abklärungen treffen.

Was denken Sie:Würde diese PUK auch
eingesetzt, wenn jetzt nicht gerade die
Wahlen bevorstünden?
Ich weiss nicht, ob der Rat davon beein-
flusst ist. Aber wenn man die Substanz
anschaut, um die es hier geht, lässt sich
eine PUK unabhängig von denWahlen
rechtfertigen.

Was genau soll die PUK herausfinden?
Das genaue Mandat müssen wir noch
definieren, ich will nicht vorgreifen.
Aber mir scheint es wichtig, dass man in
der ganzenVerwaltung dieDatensicher-
heit prüft. Ein Thema sollte auch sein,

dass in der Justizdirektion noch 2019
physische Akten geschreddert worden
sind. Und dass der Regierungsrat nie
über all dieseVorfälle informiert wurde.
Da gibt es viele ungeklärte Fragen.

Eine Untersuchungskommission kostet
viel Geld und ist ein Riesenaufwand.
Lohnt sich dieser? Was ist im besten
Fall der Ertrag?
Ziel ist es, die politischeVerantwortlich-
keit festzustellen. Und sicherzustellen,
dass die Daten im Kanton Zürich si-

cher sind. Derzeit fragen sich die Leute
doch: Haben die das wirklich im Griff?
Da wurden 2019 – zu einer Zeit, als
bekannt war, dass man nicht einfach
Akten schreddert – ausgerechnet jene
Reglemente zerstört, in denen steht,
wie man Daten entsorgen muss. Darum
können wir nicht mehr nachvollziehen,
was für Anforderungen galten. Das ist
doch absurd!Wir müssen das verlorene
Vertrauen wiederherstellen.Das alleine
rechtfertigt schon eine PUK.

Die Geschäftsprüfungskommission, der
Sie vorstehen, untersucht den Fall ja
bereits selbst. Wäre es nicht effizienter,
wenn sie ihn bei sich behalten würde?
Das kommt auf die Dimensionen an.
Wir haben den Eindruck, diese sind für
uns zu umfangreich. Uns geht es jetzt
darum, den Antrag für eine PUK über-
zeugend zu formulieren – es ist ja noch
nicht definitiv entschieden, dass dieser
durchkommt.

Sie haben doch eine deutliche Mehrheit
im Parlament, woran soll es scheitern?
Unser Antrag geht zuerst an die Regie-
rung zur Stellungnahme, erst dann ent-
scheidet das Parlament. Bis zurAbstim-
mung vergeht also noch einige Zeit. Da
weiss man nie.

Interview: Marius Huber

Festplatten mit heiklen Daten der Justizdirektion wurden fahrlässig entsorgt. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Das stärkste Mittel des Parlaments
hub. · Eine parlamentarische Unter-
suchungskommission (PUK) wird vom
Parlament nur bei Ereignissen von gros-
ser Tragweite eingesetzt, um die Ur-
sachen politisch aufzuarbeiten. Die Mit-
glieder dieser Kommission können etwa
die Herausgabe von Akten verlangen
sowie Zeuginnen und Zeugen verneh-
men. So geschehen zuletzt 2010 nach
Auffliegen des Korruptionsfalls um die
Pensionskasse BVK und in den neunzi-
ger Jahren beim Skandal umdieVergabe
von Gastronomielizenzen. Im aktuellen
Fall gerieten heikleAkten in die falschen
Hände, weil zwischen 2006 und 2010
Festplatten der Justizdirektion unsach-
gemäss entsorgt worden waren. Es han-

delt sich umDatenträger, auf denen zum
Beispiel psychiatrische Gutachten und
interne Adresslisten gespeichert waren.
Sie waren zur Entsorgung an denBruder
des verurteiltenDrogenhändlersRoland
Gisler übergeben worden und gelangten
so schliesslich ins Rotlichtmilieu.

SVP, FDP und die Mitte begründen
ihre Unterstützung einer PUK damit,
dass die Affäre um die Daten aus der
Justizdirektion «immer weitere Kreise»
ziehe. Sie stelle «eine grosse Belastung
für dasVertrauen der Bevölkerung in die
Zürcher kantonaleVerwaltung» dar.Der
zuständigen Regierungsrätin Jacqueline
Fehr (SP) werfen die drei Parteien expli-
zit kein vorsätzliches Handeln vor.

Schulen erhalten geschlechtsneutrale WC
Neue Toiletten sollen nonbinäre Kinder und Jugendliche in der Stadt Zürich vor Diskriminierung schützen

ISABEL HEUSSER

In neuen Schulbauten der Stadt Zürich
stehen künftig drei verschiedene Toilet-
ten zur Verfügung: ein Drittel sind für
Mädchen, ein Drittel für Buben – und
ein Drittel sind geschlechtsneutrale Toi-
letten. So ist es im aktualisierten Raum-
standard festgehalten. Genderneutrale
WC dürfen von allen Schulkindern be-
nutzt werden, egal welchem Geschlecht
sie sich zugehörig fühlen. Die Stadt will
damit einen Beitrag leisten, dass alle
Kinder ihre Geschlechtsidentität leben
können.DieToiletten in den Einzelkabi-
nen sind alle gleich gebaut, sie unter-
scheiden sich einzig in der Signalisation.

SVP ortet andere Schulprobleme

Diese neue Toiletten-Gattung ärgert
die SVP: Sie verlangt in einem Postu-
lat, auf genderneutrale WC zu verzich-
ten. Die wahren Herausforderungen in
der Schule seien nichtToiletten, sondern
diebescheidenenResultate derPisa-Stu-
dieoder «Multikulti-Klassen»,sagteMar-
tin Götzl im Stadtparlament. Sein Par-
teikollege Samuel Balsiger befürchtete,
dass Kinder, die neutrale Toiletten be-
nutzten, ungewollt als nonbinär geoutet

werden könnten.Das könne für die Be-
troffenen schlimme Folgen haben. «Sie
wissen, Kinder können grausam sein.»
Zudem bezeichneten sich gemäss einer
repräsentativen Studie nur 0,4 Prozent
derBevölkerung als nonbinär,dieMass-
nahme sei nicht angemessen.

DieMehrheit des Stadtratswar ande-
rer Meinung: Das Postulat wurde deut-
lich abgelehnt. «Ich verstehe nicht,
warum Herr Balsiger ein Problem mit

Toiletten hat, die allen zugänglich sind»,
sagte IslamAlijaj (SP).Die Partei lehnte
das Postulat ab. Ebenso die FDP, wenn
auch aus einem anderen Grund. Zwar
brauche es keine separatenToiletten für
eine klare Minderheit, die sich keinem
Geschlecht zugehörig fühle, sagte Yas-
mine Bourgeois. Schon heute gebe es

zu viele Räume in Schulhäusern.Wenn,
dann sollten aber insbesondere an den
Primarschulen alle Toiletten allen Ge-
schlechtern zugänglich gemacht wer-
den. «Dann könnten wir sogar Räume
sparen.» Die neueArt von Toiletten sei
eine wunderbare Möglichkeit, im Klas-
senzimmer niederschwellig und un-
aufgeregt über Trans- und nonbinäre
Personen zu reden, sagte Patrick Häs-
sig (GLP). Das sei Gold wert. «Kinder
sind unkomplizierter, als Erwachsene
manchmal glauben.»

Die Gefahr, dass Betroffene geoutet
werden könnten, bestehe nicht, da alle
Kinder alle Toiletten benutzen könnten.
Er kenne niemanden, der nicht mit ge-
schlechtsneutralen WC aufgewachsen
sei, sagteMoritz Bögli (AL): «Die haben
wir alle inunserenWohnungen.» InSchu-
len würden diese Toiletten niemanden
stören, aber Kinder vor Diskriminierung
schützen.«Und sie bildendieRealität ab.
Wir leben nicht in einer binären Welt.»
Über das Postulat sagte er: «Lehnen Sie
diesenGuguus ab.» FürKinder,die nicht
den binären Geschlechterkategorien
entsprächen, könne der Gang zur Toi-
lette Stress auslösen, wenn es nur Kabi-
nen für Buben oder Mädchen gebe. «Es
ist nicht in Ordnung, dass die SVP auf

Kosten von Kindern und Jugendlichen,
die ohnehin schon Diskriminierung er-
leben, versucht, ihre veralteten Gesell-
schaftsvorstellungen aufzudrücken.»

Pragmatismus statt Ideologie

Einzig die EVP und dieMitte unterstütz-
ten den Vorstoss. Geschlechtsneutrale
WC seien unverhältnismässig, weil so
für eine «absolute Minderheit» mehr
Raum zur Verfügung gestellt werde, er-
klärte David Ondraschek (Mitte). Zu-
sätzlicher Raum sollte aber in erster
Linie für pädagogische oder sonder-
pädagogische Zwecke genutzt werden.
«Die Schule ist keinAb-Ort, sondern ein
Lern-Ort.» Der Schulvorsteher Filippo
Leutenegger (FDP) erklärte, die gender-
neutralen WC seien nicht ideologisch,
sondern eine ausgesprochen pragmati-
sche Lösung. In Gemeinschaftsräumen
wie Mensa und Sporthalle sind weiter
WC-Batterien mit mehreren Kabinen
in einem Raum vorgesehen, nach Ge-
schlechtern getrennt. In Buben- und
Herrentoiletten mit mehreren Kabinen
bleiben Pissoirs bestehen. Die neuen
Toiletten verursachten laut dem Stadt-
rat keine Kosten, da bestehende Anla-
gen nicht umgebaut werden.

Verfolgungsjagd
auf der A 1
bai. · In der Nacht auf Donnerstag ist
der Kantonspolizei Aargau auf der A 1
ein Falschfahrer gemeldet worden. An
einer polizeilichen Kontrollstelle bei
Neuenhof wendete ein Personenwagen-
lenker, der in Richtung Bern unterwegs,
war. Darauf war er als Geisterfahrer
im Gegenverkehr in Richtung Zürich
unterwegs und gelangte auf Kantons-
gebiet. Dort kam es zu einer Streifkolli-
sion mit einem anderenAuto.

Eine Patrouille der Kantonspoli-
zei Zürich sichtete denWagen kurz vor
Zürich, worauf der Lenker abermals
wendete. Er flüchtete vor den Einsatz-
kräften zurück in Richtung Aargau und
überfuhr die Nagelsperre an der Kon-
trollstelle. Beim Versuch, zwischen zwei
Polizeiautos hindurchzufahren, kolli-
dierte sein Auto mit diesen und wurde
blockiert. Der 64-jährige Schweizer
aus dem Kanton Waadt war unverletzt,
wirkte aber «apathisch und neben sich»,
wie die KantonspolizeiAargau in einem
Communiqué mitteilt. Im Spital musste
er die von Amts wegen angeordnete
Blut- und Urinprobe abgeben.

Für weitere Ermittlungen verfügte
die Staatsanwaltschaft die Festnahme
desMannes.An seinemKleinwagen ent-
stand grosser Schaden. Ein Bus sowie
ein ziviles Patrouillenfahrzeug der Kan-
tonspolizei wurden ebenfalls beschädigt.

Beat Habegger
GPK-PräsidentPD

«Die Schule ist
kein Ab-Ort, sondern
ein Lern-Ort.»
Filippo Leutenegger
Schulvorsteher
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